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1 Zur Nichtigkeit eines 
Bedarfwertbescheids 

 
Kernaussage 
Ein Bescheid über die Feststellung des Grundbe-
sitzwerts für Erbschaftsteuerzwecke muss alle Miter-
ben bezeichnen. Nennt er als Inhaltsadressatin ledig-
lich eine Erbengemeinschaft, ist er nichtig. 

Sachverhalt 
Die Kläger sind Mitglieder einer Erbengemeinschaft. 
Das beklagte Finanzamt bewertete das zum Nach-
lass gehörende Grundstück und stellte den Grund-
besitzwert einheitlich und gesondert fest. Der Be-
scheid erging "mit Wirkung für und gegen die Erben-
gemeinschaft und alle Miterben". Er wurde gegen-
über der Ehefrau des Erblassers und zwar als Emp-
fangsbevollmächtigte der Erbengemeinschaft be-
kannt gegeben. Die Kläger sind der Auffassung, 
dass der Bescheid nichtig sei, denn es sei nicht er-
sichtlich, aus welchen Miterben die Erbengemein-
schaft bestehe. Zudem sei der Bescheid nicht ge-
genüber allen Inhaltsadressaten bekannt gegeben. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt, ließ aber die 
Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) wegen grund-
sätzlicher Bedeutung der Sache zu. 

Entscheidung 
Die Angabe des Inhaltsadressaten ist ein konstituie-
render Bestandteil jedes Verwaltungsaktes. Ist die 
Angabe nicht hinreichend bestimmt, ist der Verwal-
tungsakt nichtig. Zwar ist die Erbengemeinschaft vor-
liegend Feststellungsbeteiligte gemäß den Vorschrif-
ten zum Bewertungsgesetz geworden; das macht sie 
aber nicht zugleich zum Inhaltsadressaten. Denn die 
Zurechnung des Grundstücks zur Erbengemein-
schaft erfolgt lediglich deshalb, weil die Erbquote 
nicht vom Lagefinanzamt, sondern vom Erbschaft-
steuerfinanzamt zu ermitteln ist. Die Erbengemein-
schaft hat verfahrensrechtlich keine 
Beteiligtenstellung und auch nicht die damit verbun-
dene Rechtsbehelfsbefugnis. Sie ist rechtlich ein 
"Nullum", denn sie ist nicht handlungsfähig im Sinne 
der Abgabenordnung. Vorliegend ist der Inhaltsad-
ressat somit nicht ausreichend bezeichnet und der 
Bescheid daher nichtig. 
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Konsequenz 
Das vorliegende Urteil verdeutlicht, dass bei einer 
Mehrheit von Adressaten stets zu überprüfen ist, ob 
der Inhaltsadressat des Bescheids zutreffend und 
hinreichend bezeichnet wurde. 

 

2 Miteigentumsfiktion bei Zwangsvoll-
streckung aus Erbrecht 

 

Kernfrage 
Das Erbrecht eröffnet Ansprüche des erbrechtlichen 
Anspruchsinhabers gegen den Empfänger einer 
Schenkung; und zwar dergestalt, dass der Schen-
kungsempfänger verpflichtet ist, die erbrechtlichen 
Ansprüche aus dem Geschenk heraus zu bedienen. 
Insbesondere dann, wenn die Schenkung dazu ge-
führt hat, dass beim Schenkungsempfänger Alleinei-
gentum entstanden ist, stellt sich die Frage, ob der 
Schenkungsgegenstand, den der Schenkungsemp-
fänger zur Bedienung der erbrechtlichen Ansprüche 
einsetzen muss, überhaupt noch vorhanden ist. 
Deutlich wird dies bei Grundstücken, wenn ein Mitei-
gentumsanteil an einen Miteigentümer geschenkt 
wird. Im Grundbuch werden dann nämlich die Mitei-
gentumsanteile gelöscht und lediglich noch Alleinei-
gentum ausgewiesen. In dieser Konstellation hatte 
der Bundesgerichthof (BGH) jetzt über die Zulässig-
keit von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen zu ent-
scheiden. 

Sachverhalt 
Ein Pflichtteilsberechtigter hatte gegen einen Schen-
kungsempfänger ein Urteil erstritten, dass ihm Zah-
lungsansprüche zusprach. Diese Zahlungsansprü-
che, die daraus resultierten, dass der Erblasser dem 
Schenkungsempfänger einen halben Miteigentums-
anteil an einem Grundstück geschenkt hatte, wo-
durch der Schenkungsempfänger Alleineigentümer 
geworden war, wollte der Pflichtteilsberechtigte 
durch Eintragung einer Sicherungshypothek an dem 
geschenkten halben Miteigentumsanteil sichern. Das 
Grundbuchamt lehnte die Eintragung der Siche-
rungshypothek aber deshalb ab, weil der Miteigen-
tumsanteil, dessen Verwertung der Schenkungsemp-
fänger hätte dulden müssen, nicht mehr vorhanden 
war, nach dem jetzt Alleineigentum bestand. 

Entscheidung 
Der BGH entschied nun, dass für Zwecke der 
Zwangsvollstreckung des erbrechtlichen Anspruchs-
inhabers das Fortbestehen des Miteigentumsanteils, 
in den die Zwangsvollstreckung zulässig gewesen 
wäre, wenn er nicht durch Vereinigung "untergegan-

gen" wäre, fingiert wird, um die Zwangsvollstreckung 
zu ermöglichen. Begründung hierfür sei, dass eine 
solche Zwangsvollstreckung darauf gerichtet sei, die 
Zwangsvollstreckung als solche zu dulden. 

Konsequenz 
Die Konsequenzen der Entscheidung können weit-
reichend sein, weil die Zwangsvollstreckung in einer 
vergleichbaren Grundbuch- bzw. Eigentumssituation 
nicht zwingend aus erbrechtlichen Ansprüchen erfol-
gen muss. Entscheidend ist, dass der BGH abwei-
chend von der Eigentums- und Grundbuchlage eine 
dingliche Rechtsposition fingiert. 

3 Kleine Mängelansprüche aus Werkver-
trag bei Schwarzarbeit 

 

Kernaussage 
Illegaler, aber beliebter Trick, vor allem bei Hausbe-
sitzern: Eine so genannte "Ohne-Rechnung-Abrede", 
um Steuern zu sparen – also Schwarzarbeit der be-
auftragten Handwerker. Werden die Arbeiten jedoch 
mangelhaft ausgeführt, bleibt der Auftraggeber auf 
dem Schaden sitzen. Bei Schwarzarbeit ist der Ver-
trag nämlich wegen des Verstoßes gegen gesetzli-
che Bestimmungen nichtig – und ohne Vertrag gibt 
es keine Gewährleistung! Der Bundesgerichtshof 
(BGH) hat aktuell die Frage entschieden, ob Män-
gelansprüche eines Bestellers bestehen können, 
wenn Werkleistungen aufgrund eines Vertrages erb-
racht worden sind, bei dem die Parteien vereinbart 
haben, dass der Werklohn in bar ohne Rechnung 
und ohne Abführung von Umsatzsteuer gezahlt wer-
den sollte. 

Sachverhalt 
Auf Bitte der Klägerin hatte der Beklagte eine Auf-
fahrt des Grundstücks der Klägerin neu gepflastert. 
Hierbei war ein Werklohn von 1.800 EUR vereinbart 
worden, der in bar ohne Rechnung und ohne Abfüh-
rung von Umsatzsteuer gezahlt werden sollte. Das 
Landgericht hat den Beklagten, der sich trotz Auffor-
derung und Fristsetzung weigerte, Mängel zu besei-
tigen, u. a. zur Zahlung eines Kostenvorschusses in 
Höhe von 6.096 EUR verurteilt, da das Pflaster nicht 
die notwendige Festigkeit aufweise. Auf die Berufung 
des Beklagten wies das Oberlandesgericht die Klage 
ab. Der BGH schloss sich dem Urteil an. 

Entscheidung 
Der BGH hatte erstmals einen Fall zu beurteilen, auf 
den die Vorschriften des seit dem 1.8.2004 gelten-
den Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und illegalen Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz, SchwarzArbG) Anwendung finden. Er 
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hat entschieden, dass der zwischen den Parteien 
geschlossene Werkvertrag wegen Verstoßes gegen 
ein gesetzliches Verbot (§ 134 BGB) nichtig sei. Die 
korrespondiere Vorschrift des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes enthalte das Verbot zum Ab-
schluss eines Werkvertrages, wenn dabei vorgese-
hen sei, dass eine Vertragspartei als Steuerpflichtige 
ihre sich aufgrund der nach dem Vertrag geschulde-
ten Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflich-
ten nicht erfüllt. Das Verbot führe jedenfalls dann zur 
Nichtigkeit des Vertrages, wenn der Unternehmer 
vorsätzlich hiergegen verstößt und der Besteller den 
Verstoß des Unternehmers kennt und bewusst zum 
eigenen Vorteil ausnutzt. So lag der Fall hier. Der 
beklagte Unternehmer hat gegen seine steuerliche 
Pflicht aus dem Umsatzsteuergesetz verstoßen, weil 
er nicht innerhalb von sechs Monaten nach Ausfüh-
rung der Leistung eine Rechnung ausgestellt hat. Er 
hat außerdem eine Steuerhinterziehung begangen, 
weil er die Umsatzsteuer nicht abgeführt hat. Die 
Klägerin ersparte auf diese Weise einen Teil des 
Werklohns in Höhe der anfallenden Umsatzsteuer. 
Die Nichtigkeit des Werkvertrages führt dazu, dass 
dem Besteller hieraus grundsätzlich keine Mängel-
ansprüche zustehen können. 

Konsequenz 
Es bleibt dabei: Schwarzarbeit ist illegal. Mit dem 
neuen Urteil hat der BGH darüber hinaus jetzt noch 
jeglichen Mängelrechten eines Auftraggebers eine 
Absage erteilt, der Unternehmer in Schwarzarbeit 
beschäftigt. 

 

4 Einkünfteerzielungsabsicht bei Feri-
enwohnungen 

 

Kernaussage 
Bei der Vermietung von Ferienwohnungen erfolgt 
häufig erst nach Jahren die Überprüfung der Über-
schuss- und Gewinnerzielungsabsicht. Insbesondere 
bei Fremdfinanzierung und Inanspruchnahme von 
Sonderabschreibungen ist die steuerliche Verlust-
nutzung sodann Streitpunkt mit der Finanzverwal-
tung. Wird die Ferienwohnung nicht ausschließlich 
an wechselnde Feriengäste vermietet, sondern teil-
weise auch selbstgenutzt, ist zur Feststellung der 
Einkünfteerzielungsabsicht eine Prognose unter 
Heranziehung aller objektiv erkennbaren Umstände 
zu erstellen. Der Vorbehalt der Selbstnutzung ist 
auch dann schädlich, wenn keine tatsächliche 
Selbstnutzung vorliegt. 

Sachverhalt 
Der Kläger hat im Jahr 1999 ein unbebautes Grund-
stück erworben, auf dem er ein Ferienhaus errichten 
ließ. Zugleich schloss er mit einer GmbH einen Gäs-
tevermittlungsvertrag ab, dessen vorformulierte Ver-
tragsbestimmungen eine Nutzung durch den Kläger 
außerhalb der Saison für eine maximale Zeit von 
jährlich 4 Wochen vorsah. Obwohl der Vertrag eine 
"hotelmäßige" Vermietung des Ferienhauses vorsah, 
wurde dieses ab April 2000 regelmäßig über Zeit-
räume von ein bis zwei Wochen vermietet. Die Aus-
lastung lag in den Jahren 2000 bis 2010 zwischen 
115 und 184 Vermietungstagen pro Jahr. Das be-
klagte Finanzamt erkannte ab dem Jahr 2004 die er-
klärten Verluste aus Gewerbebetrieb wegen fehlen-
der Einkünfteerzielungsabsicht nicht mehr an. Der 
Bundesfinanzhof (BFH) hob das stattgebende Urteil 
des Finanzgerichts auf und verwies die Sache zu-
rück. 

Entscheidung  
Das Finanzgericht hat zu Unrecht eine Überschuss-
prognose für entbehrlich gehalten. Vorliegend han-
delt es sich um Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung. Nach ständiger Rechtsprechung ist bei 
teilweise selbstgenutzten und teilweise vermieteten 
Ferienwohnungen die Einkünfteerzielungsabsicht un-
ter Heranziehung aller objektiv erkennbaren Um-
stände zu prognostizieren. Diese Prognose ist bei 
Vorbehalt der Selbstnutzung stets zu treffen, unab-
hängig davon, ob von der Selbstnutzung tatsächlich 
Gebrauch gemacht wird. Unerheblich ist auch, ob die 
Selbstnutzung einzelvertraglich vereinbart wurde 
oder sich aus einem vorformulierten Mustervertrag 
ergibt. Das Finanzgericht wird daher eine Totalüber-
schussprognose durchzuführen haben. 

Konsequenz 
Das vorliegende Urteil verdeutlicht, dass die Selbst-
nutzung einer vermieteten Ferienwohnung zur Ver-
meidung steuerlicher Nachteile auf jeden Fall ver-
traglich ausgeschlossen sein sollte. Nur dann kann 
die steuerliche Verlustnutzung gewährleistet sein. 

 

5 Nach 100 Jahren endet das Brannt-
weinmonopol am 31.12.2017 

 

Kernaussage 
Zum Ende des Jahres 2017 endet das deutsche 
Branntweinmonopol. Ab dem Jahr 2018 entfallen 
damit die staatlichen Subventionen des Bundes für 
den Branntwein. 
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Sachverhalt 
Nach dem Branntweinmonopolgesetz wurden zuletzt 
jährlich 80 Mio. EUR Subventionen an die Brenner-
einen gegeben. Das Gesetz stammte aus dem Jahr 
1922 und regelte das im Jahr 1918 von Kaiser Wil-
helm II errichtete Branntweinmonopol. Bei der Sub-
vention handelte es sich um eine unzulässige staatli-
che Beihilfe. Nach dem geltenden EU-Recht dürfen 
Mitgliedsstaaten grundsätzlich keine staatlichen Bei-
hilfen gewähren, die wie das Branntweinmonopol an 
die Produktion einer Ware anknüpfen. Die staatli-
chen Beihilfen für größere landwirtschaftliche Bren-
nereien laufen Ende September 2013 aus. Für Klein- 
und Obstbrennereien gilt eine Übergangsfrist bis En-
de 2017. Zukünftig wird die Besteuerung des 
Branntweins im ab 1.1.2018 geltenden Alkoholsteu-
ergesetz geregelt. Eventuell werden auch andere 
Steuergesetze (z. B. Schaumwein- und 
Zwischenerzeugnissteuergesetz, Alkopopsteuerge-
setz) in das Alkoholsteuergesetz integriert. Erhalten 
bleibt über das Jahr 2017 hinaus das Abfindungs- 
und Stoffbesitzbrennen. Die Abfindungsbrennereien 
stehen nicht unter zollamtlichen Verschluss und dür-
fen in kleinem Umfang produzieren, wobei sich die 
Steuer nach der Art und der Menge des angemelde-
ten Materials bemisst. Die Stoffbesitzbrenner bren-
nen ihren Alkohol aus dem Obst der eigenen Obst-
wiesen. Im neuen Alkoholsteuergesetz wird ein er-
mäßigter Steuersatz für die Abfindungs- und Stoffbe-
sitzbrenner gewährt. Ziel ist die Erhaltung der Streu-
obstwiesen. 

Fazit 
Die gesetzlichen Neuerungen wurden im breiten 
Konsens der Parteien erzielt. Einerseits wurde die 
unzulässige staatliche Beihilfe beseitigt, anderseits 
gibt es Übergangsfristen und Sonderregelungen für 
Abfindungs- und Stoffbesitzbrenner, was eine gute 
Lösung darstellt. 

 

6 Eine Gartenhütte kann der Zweitwoh-
nungssteuer unterliegen 

 

Kernaussage 
Die Zweitwohnungssteuer ist eine kommunale Auf-
wandsteuer, die von einigen Kommunen erhoben 
wird. Ob und wie viel Zweitwohnungssteuer fällig 
wird, regeln die jeweiligen Satzungen der Kommu-
nen. Zahlen muss jeder, der einen Zweitwohnsitz in 
dem Ort hat. Das Grundbedürfnis "Wohnen" wird da-
bei im weiteren Sinne verstanden. Vereinzelt ist so-
gar der Besitz eines Campingwagens o. ä. besteuert 

worden. Mit dem vorliegenden Urteil löste die als 
Wochenendhaus errichtete Blockhütte (sog. Garten-
hütte), die weder über Schlafmöglichkeiten noch 
über ein Badezimmer verfügt, die Zweitwohnsteuer 
aus. 

Sachverhalt 
Die Klägerin wendet sich gegen einen Steuerbe-
scheid der Stadt Grünberg, mit dem sie für das Jahr 
2011 zu einer Zweitwohnungssteuer in Höhe von 
161 EUR veranlagt wurde. Die Stadt erhebt für 
Zweitwohnungen in ihrem Stadtgebiet eine Steuer in 
Höhe von 10 % des Mietwerts. In ihrer Satzung ist 
eine Zweitwohnung "jede Wohnung, die jemand ne-
ben seiner Hauptwohnung für seinen persönlichen 
Lebensbedarf oder den persönlichen Lebensbedarf 
seiner Familienmitglieder innehat". Die Klägerin ist 
Besitzerin einer im Jahr 1975 als Wochenendhaus 
errichteten, ca. 30 bis 40 qm großen Blockhütte, die 
über einen Strom- und Wasseranschluss, einen Auf-
enthaltsraum mit Küchennische, eine Toilette mit 
Waschbecken und einen Abstellraum verfügt. Die 
Klägerin wandte gegen die Veranlagung ein, dass 
das Blockhaus keine Schlafmöglichkeit und auch 
kein Bad habe und nicht als Zweitwohnung genutzt 
werden könne. 

Entscheidung 
Das Verwaltungsgericht Gießen wies die Klage ab. 
Stromanschluss, Wasserversorgung, Küchennische 
sowie Toilette reichen bereits aus, um von einer 
Wohnung sprechen zu können. Eine Zweitwohnung 
erfordert keinen besonderen Komfort in der Ausstat-
tung oder eine komplette Infrastruktur. Die in der 
Blockhütte der Klägerin vorhandene Ausstattung er-
füllt die an eine Wohnung zu stellenden Anforderun-
gen ohne Weiteres. Das Urteil ist noch nicht rechts-
kräftig. 

Konsequenz 
Erneut zeigt sich, dass die bauliche Ausstattung der 
jeweiligen Wohnung im Zweitwohnungssteuerrecht 
weniger im Vordergrund steht. Es komme vielmehr 
darauf an, ob die Wohnung tatsächlich genutzt wer-
den kann. 

 

7 Springpferde: Kein höherer Vorsteuer-
abzug durch EuGH-Rechtssprechung 

 

Kernaussage 
Die Lieferung von Pferden unterlag nach dem deut-
schen Umsatzsteuergesetz (UStG) bis zum 
30.6.2012 dem ermäßigten Steuersatz (7 %). Nach-
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dem der Europäische Gerichtshof (EuGH) in 2011 
geurteilt hatte, dass diese Regelung gegen gelten-
des EU-Recht verstößt, wurde die Begünstigung mit 
Wirkung vom 1.7.2012 abgeschafft. 

Sachverhalt 
Der Kläger kaufte in 2011 ein Springpferd für ca. 
78.000 EUR zzgl. 19 % Umsatzsteuer von ca. 
15.000 EUR. Das Finanzamt kürzte den Vorsteuer-
abzug auf 7 %. Zur Begründung verwies es auf das 
geltende deutsche Recht, das zu diesem Zeitpunkt 
noch einen Steuersatz von 7 % vorsah. Demnach 
seien die restlichen 12 % zu Unrecht vom Lieferan-
ten in Rechnung gestellt worden und somit nicht ab-
zugsfähig. Hiergegen wandte sich der Kläger unter 
Berufung auf die Vorgaben der Mehrwertsteuersys-
temrichtlinie (MwStSystRL). 

Entscheidung 
Das niedersächsische Finanzgericht lehnte die Klage 
ab. Es sah keine Berechtigung des Klägers, sich di-
rekt auf die Mehrwertsteuersystemrichtlinie zu beru-
fen. Dieses Recht könne im vorliegenden Fall allen-
falls dem Lieferanten zustehen. Allerdings sei auch 
dies nicht möglich, da das europäische Recht nur 
dann Vorrang habe, wenn es günstiger sei, was im 
Fall aufgrund des Ansatzes des höheren Steuersat-
zes nicht gegeben sei. 

Konsequenz 
Gegen das Urteil ist die Revision beim Bundesfi-
nanzhof (BFH) anhängig. Es wird daher zu beobach-
ten sein, ob dieser die Rechtsauffassung des Fi-
nanzgerichts teilt. Eine Klärung wäre für die Praxis 
zu wünschen, da die Entscheidung auch in anderen 
Fällen von Bedeutung ist. Immer wieder gibt es Urtei-
le des EuGH, die Bestimmungen des UStG in Frage 
stellen oder sogar als nicht vereinbar mit der Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie darstellen. In solchen Fäl-
len besteht dann durchaus die Unsicherheit in der 
Praxis, ob die Rechnungen noch nach dem veralte-
ten UStG zu stellen sind oder nicht. So steht zu ver-
muten, dass der Lieferant des Pferdes mit 19 % fak-
turiert hat, um auf der "sicheren Seite" zu stehen. 
Soweit es bei dem Urteil verbleibt, muss der Leis-
tungsempfänger jedoch auf einer Rechnung nach 
dem UStG bestehen, um nicht auf der Vorsteuer sit-
zen zu bleiben. 

 

8 Betreiben einer Biogasanlage als Ge-
werbebetrieb 

 

Kernaussage 
Eine Zugmaschine, die in einem ausschließlich der 

Energieerzeugung dienenden Betrieb einer Biogas-
anlage eingesetzt wird, ist nicht von der Kfz-Steuer 
befreit, auch wenn sie ihre Biomasse selber produ-
ziert. 

Sachverhalt 
Der Kläger erzeugte in seiner Biogasanlage Strom, 
der entgeltlich in das öffentliche Stromnetz einge-
speist wurde. Die dazu erforderliche Biomasse baute 
er unter Einsatz der Zugmaschine auf einer Fläche 
von 64 ha an und verwertete seine gesamte Ernte 
zur Stromerzeugung. 

Entscheidung 
Nach dem Kraftfahrzeugsteuergesetz ist das Halten 
von Zugmaschinen von der Kraftfahrzeugsteuer be-
freit, solange diese Fahrzeuge ausschließlich "in 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben" verwendet 
werden. Für die Zugmaschine des Klägers hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) eine solche Verwendung 
verneint. Bei der Biogasanlage eines Land- oder 
Forstwirts, der nahezu seine gesamte Ernte zur 
Energieerzeugung einsetzt und die erzeugte Energie 
entgeltlich an Dritte abgibt, handelt es sich vielmehr 
um einen einheitlichen Gewerbetrieb. Bei einer sol-
chen Betriebsführung hat die land- und forstwirt-
schaftliche Erzeugung von Biomasse schon deshalb 
eine nur untergeordnete Bedeutung, weil Erträge 
ausschließlich durch den Absatz des erzeugten 
Stroms erzielt werden. 

Konsequenz 
Eine Trennung dieses einheitlichen Betriebs in die 
Verarbeitungsstufen der landwirtschaftlichen Urpro-
duktion einerseits und der gewerblichen Strompro-
duktion andererseits ist in einem solchen Fall nicht 
möglich. 

 

 

Rechtsstand: April 2013 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 
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Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!

 


